
Antoworten von Cornelia Behm auf die Fragen der Polit ik gegen Aussonderung BAG
für Integration und Inklusion

1.) Wie stehen Sie zur Verantwortung des Gemeinwesens für gleichberechtigte
Lebensverhältnisse für Menschen mit Behinderungen und welche Konsequenzen
ergeben sich daraus für Sie und für lhre Partei auf lange Sicht sowie im Hinblick auf
die nächste Legblaturperiode? In der deutschsprachigen ÜberseEung wird
,,Barrierefreiheit" mit ,,Unabhängigkeit" übersetzt - das verschiebt u.E. die
Verantwortung, wie siE In der UN.Konvention gemeint ist.

Antwatl: Wir Gfune halten es für die Verantwoiung des Gemeinwesens, für
gleichberechtigte Lebensverhältnisse für Menschen mit Behinderungen zu sorgen. ln diesem
Zusammenhang setzen wir uns für eine schnelle und umfassende Umsetzung der UN-
Behindeftenrechtskonvention in Deutschland ein. Ihrc Inhalte müssen vollständig und
unverzüglich in deutsches Recht umgesetzt werden. Wir stehen für ein umfassendes
Veßtändnis von Barierefreiheit und sind nicht der Meinung, dass die beEtehenden
lnstrumente Baffierefreiheit sicherstellen können. Deshalb fotdern wir Grüne gesetzliche
Fristen zur Herstellung von Baderefreiheit.
Vy'ir unterstützen die Absiclft, n ! eihen Grcmium die Umsetzung der Kotrvention auch un(i
gerade im pa amentarischen Raum als dauerhaften Prozess zu veranken.

2.) Menschen mit Behinderungen beanspruchen als Subiekte ihres Handelns mit
gleichen Rechten betEchtet zu werden und nicht als Empfänger/innen zugestandener
Fürsorge.

Welche Maßnahmen sind lhrer Meinung nach geeignet, von einer Poli l lk der
Stellvertretung zu einer Politik der Selbstvertretung einschließlich der erforderlichen
Assistenz zu führen? Welche Maßnahmen planen Sle auf lange Sicht und welche für
die näbhste Legislaturperiode?

Antwaft: Ziel grüner Politik ist es, die Beteiligungs- und Mitbestimmungsrechten behindeder
Menschen, wie sie in der UN-Behindedenrechtskonvention festgeschrieben sind,
umzusetzen. lm Miftelpunkt einer solchen Politik müssen die Interessen der betrcffenen
Menschen stehen. Deshalb halten wir den Dialog und Austausch mit
lnteressenorganisationen, die sich ftu die Belange behindefter Menschen einsetzen, fb die
une *sliche Grundlage unserer Politik.
Wir wollen ein flächendeakendes Netz von unabhängigen Stellen schaffen, die ohne Druck
vom Träger über den Assistenzbedarf entscheiden.

3.) Eniehung und Bildung haben die Chance, seelisch.geistige Disposil ionen der
aufwachsenden und kommenden Generationen zu prägen. Eine gemeinschaftslähige
Gesellschaft wird in Kindertagesstätten und Schulen grundgelegt. Die UN-Konvention
spricht von einem inklusiven Blldungssystem als Vorausselzung einer alle
einbeziehenden Gesellschaft .

Welche Möglichkeit sehen Sie für sich und lh.e Partei, vom Bund auf die
Länderregierungen entsprechend derAnforderungen der LJN.Konvention
einzuwirken? In welcho Richtungen soll len die Ldhder ihrer Meinung und der Meinung
lhrer Partei nach ihre Bildungssysteme entwickeln? Wie sollte der Prozess der
Verähderung gesteuert werden? Was versprechen Sie
persönlich sich von einer inkludierenden Bildung?

Antwotl: Der gemeinsame Schuluntenicht junger Menschen mit und ohne Behinderungen
muss zur Regel werden. Nur das alltägliche Miteinander und die Erprobung gegenseitigen



Respekts von klein auf führen zu einer gteichberechtigten Wahrnehmunq undselbs,lveßt.ändlichen AneAennung van Menschen mil Behinderungen.
B.und und Länder müssen gemeinsam Entwicktungspläne erstelleÄ, die die lnklusion vonKindern mit zusätztichem Füderbedarf in den Rejeischulen ermögtii"ü.-B;i a", tu".untgeeigneter schutfornen so7 hierbei das wunschl und Wanr""niäer' Äe,iÄfü)"n i.Mittelpunkt stehen.

4) Sowohl im Hinblick auf den Besuch der allgemeinen Schule wie bei ambulanterVersorgung besteht in Deutschtand ein Kosteivoruetratt, Jei rnii J"i-üi.i<onu"ntionnicht vereinbar ist. Welche Maßnahmen werden Sie bzw. lhre pu.tei tunq_ unokurzfristig ergreifen, um in diesem sinne menschenrechtsg"raa" i_"u"'n"u".r,artni""uauch fri. Menschen mit Behinderung zu gcwährleisten?

Anlwort: Das im Soziatgesetzbuch festgeschriebene Wunsch_ und Wahlrecht ist n seinerumserzung mangerhaft und muss dringend gestärld werden. Insbesondere gilt dies auch fürMenschan mit besonders hohen unterstützlungsb"aurt. iniiüLli"r"äitüirr" .au.ntrotz Behinderungen mögtich sein und dies mä großtmögtiche; Eigü"liiäiäü,t.
Wir unterctüt2en.die For(ietungen nach behinderungsbeAinglen, äauernaftäNacntettsausgleichen, dle einkammens- und vermögensun;bhängig zur Veiügung geste twerden müssen. Auch wollen wl mifteltistig ein Teilhabesicherungsgesetz sc-haffen.


